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Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Generalbun-

desanwalts und des Beschwerdeführers am 18. März 2021 gemäß § 349 Abs. 4 

StPO beschlossen: 

 

Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts 

Dortmund vom 24. September 2019, soweit er verurteilt worden ist, 

mit den Feststellungen aufgehoben. 

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch über 

die Kosten des Rechtsmittels, an eine andere Strafkammer des 

Landgerichts zurückverwiesen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten bei Freisprechung im Übrigen 

wegen besonders schwerer Vergewaltigung in Tateinheit mit gefährlicher Körper-

verletzung, sexuellem Missbrauch eines Kindes und mit der Verletzung des 

höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen zu einer Freiheits-

strafe von acht Jahren verurteilt und eine Einziehungsentscheidung getroffen. 

Die mit der allgemeinen Sachrüge begründete Revision des Angeklagten hat 

Erfolg. Die Beweiswürdigung des Landgerichts begegnet durchgreifenden recht-

lichen Bedenken.  

1. Die Beweiswürdigung ist Sache des Tatgerichts (§ 261 StPO). Ihm 

allein obliegt es, sich unter dem umfassenden Eindruck der Hauptverhandlung 

ein Urteil über die Schuld oder Unschuld des Angeklagten zu bilden. Seine 
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Schlussfolgerungen brauchen nicht zwingend zu sein; es genügt, dass sie mög-

lich sind. Die revisionsgerichtliche Prüfung ist darauf beschränkt, ob dem Tatge-

richt bei der Beweiswürdigung Rechtsfehler unterlaufen sind. Dies ist in sachlich-

rechtlicher Hinsicht unter anderem der Fall, wenn die Beweiswürdigung wider-

sprüchlich, unklar oder lückenhaft ist (st. Rspr.; vgl. nur BGH, Urteile vom 

14. Januar 2021 – 3 StR 124/20, NStZ-RR 2021, 113, 114 und vom 30. Juli 2020 

– 4 StR 603/19, NStZ 2021, 116, 117; Beschluss vom 6. August 2020 – 1 StR 

178/20, NStZ 2021, 184, 185).  

Das Tatgericht ist gemäß §§ 261, 267 StPO verpflichtet, in den Urteils-

gründen darzulegen, dass seine Überzeugung auf einer umfassenden, von 

rational nachvollziehbaren Erwägungen bestimmten Beweiswürdigung beruht 

(vgl. BGH, Beschlüsse vom 18. November 2020 – 2 StR 152/20 und vom 

11. März 2020 – 2 StR 380/19, NStZ-RR 2020, 258; MüKo-StPO/Miebach, 

1. Aufl., § 261 Rn. 114). Die wesentlichen Beweiserwägungen sind in den schrift-

lichen Urteilsgründen so darzulegen, dass die tatgerichtliche Überzeugungsbil-

dung für das Revisionsgericht nachzuvollziehen und auf Rechtsfehler hin zu 

überprüfen ist (st. Rspr.; vgl. BGH, Beschlüsse vom 18. November 2020 – 2 StR 

152/20, Rn. 6 und vom 25. Februar 2015 – 4 StR 39/15; Urteil vom 7. August 

2014 – 3 StR 224/14). Im Falle der Verurteilung des Angeklagten ist das Tatge-

richt grundsätzlich verpflichtet, die für den Schuldspruch wesentlichen Beweis-

mittel im Rahmen seiner Beweiswürdigung heranzuziehen und einer erschöpfen-

den Würdigung zu unterziehen (vgl. BGH, Beschluss vom 25. Februar 2015 

‒ 4 StR 39/15, Rn. 3).  

Die schriftlichen Urteilsgründe dienen jedoch nicht dazu, den Ablauf der 

Ermittlungen oder den Gang der Hauptverhandlung in allen Einzelheiten zu 

3 

4 



- 4 - 

dokumentieren. Es ist deshalb in der Regel weder erforderlich noch empfehlens-

wert, in den Urteilsgründen im Einzelnen wiederzugeben, welche Ergebnisse die 

im Hauptverhandlungsprotokoll verzeichneten Beweiserhebungen erbracht 

haben.  

Es ist deshalb regelmäßig überflüssig, nach den tatsächlichen Feststellun-

gen sämtliche in der Hauptverhandlung erhobenen Beweismittel, auf denen das 

Urteil beruhen soll, aufzuzählen; erforderlich ist regelmäßig auch nicht, den we-

sentlichen Inhalt von Zeugenaussagen ‒ wie im angefochtenen Urteil auf über 

50 Seiten geschehen ‒ losgelöst von ihrer Beweisbedeutung in chronologischer 

Reihenfolge in allen Einzelheiten wiederzugeben. Eine bloße Wiedergabe der 

Zeugenaussagen ersetzt nicht ihre eigenverantwortliche Würdigung und kann 

den Bestand des Urteils gefährden (st. Rspr.; vgl. nur BGH, Beschlüsse vom 

13. Mai 2020 – 2 StR 367/19 und vom 17. Oktober 1996 – 1 StR 614/96). Eine 

breite Darstellung der Zeugenaussagen kann schließlich die Anforderungen an 

eine erschöpfende Würdigung aller für und gegen die Glaubhaftigkeit der Zeu-

genaussage sprechenden Umstände erhöhen, wenn die mitgeteilten Einzelhei-

ten Anlass bieten, die tatgerichtlichen Wertungen in Frage zu stellen.  

2. Gemessen hieran halten die tatgerichtlichen Beweiserwägungen einer 

rechtlichen Überprüfung nicht stand. Sie sind lückenhaft. 

Das Landgericht hat seine Überzeugung, dass es der Angeklagte war, der 

dem Tatopfer unter anderem eine leere Bierflasche aus Glas sowie einen Besen-

stiel jeweils „zumindest einige Zentimeter in die Vagina schob“, maßgeblich auf 

die Angaben des zur Tatzeit 13 Jahre alten Zeugen N.            gestützt.  
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a) Das Landgericht hat die Aussage des Zeugen N.            in der Haupt-

verhandlung im Einzelnen und unter Hervorhebung seiner im Zusammenhang 

sowie auf Fragen des Gerichts erfolgten Angaben (UA S. 56 bis 64), seine Erst-

angaben gegenüber einem Erzieher und seine Angaben im Verlaufe der Ermitt-

lungen in den Urteilsgründen wiedergegeben (vgl. UA S. 64 bis 75). Im Rahmen 

der an späterer Stelle aufgenommenen – knappen – Beweiserwägungen hat das 

Landgericht seine Überzeugung von der Glaubhaftigkeit seiner Angaben unter 

anderem auf ein fehlendes Falschbelastungsmotiv sowie auf die Aussage-

konstanz gestützt. Die diese Wertung tragenden Beweiserwägungen sind lücken-

haft und nicht nachvollziehbar. 

aa) Das Landgericht hat ein Falschbelastungsmotiv des Zeugen mit der 

Begründung verneint, es lägen keine Anhaltpunkte dafür vor, dass der Zeuge 

eigene Handlungen habe vertuschen wollen; soweit das Tatopfer den Zeugen 

bezichtigt habe, dass er selbst es mit dem Besenstiel penetriert habe, „dürfte“ der 

Zeuge von dieser Aussage keine Kenntnis erlangt haben, so dass diese Aussage 

als Anlass für ein Falschbelastungsmotiv ausscheide.  

Es bedarf keiner Entscheidung, ob diese tatgerichtlichen Beweiserwägun-

gen bereits deshalb durchgreifenden rechtlichen Bedenken begegnen, weil es 

diesem Umstand jede Beweisbedeutung mit der nicht tatsachengestützten Ver-

mutung fehlender Kenntnis des Zeugen hiervon abgesprochen hat.  

Die tatgerichtlichen Beweiserwägungen zu einem fehlenden Falschbelas-

tungsmotiv lassen jedenfalls nicht erkennen, dass das Landgericht berücksichtigt 

hat, dass ein Falschbelastungsmotiv nicht oder nicht allein in der belastenden 

Aussage des Tatopfers, sondern in einer möglichen eigenen Tatbeteiligung des 

Zeugen wurzeln kann. Hätte der Zeuge N.            das Geschehen zum Nachteil 
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der Nebenklägerin nicht – wie festgestellt – als unbeteiligter Dritter beobachtet, 

sondern wäre er als Beteiligter selbst in das Tatgeschehen verstrickt gewesen 

(vgl. Miebach, NStZ-RR 2021, 33, 34; Wenske in MüKo-StPO, 1. Aufl., § 267 

Rn. 212), läge hierin ein mögliches Motiv für eine Falschbelastung und seine Aus-

sage bedürfte einer besonders kritischen Würdigung, an der es hier fehlt.  

Darüber hinaus hätte Anlass zur Prüfung eines möglichen Falschbelas-

tungsmotivs auch unter dem Gesichtspunkt bestanden, dass der Zeuge N.           

ausweislich seiner in den Urteilsgründen dokumentierten Angaben gegenüber 

einem Erzieher, dem Zeugen R.        , bekundete, dass „alle anwesenden Perso-

nen […], auch er selbst“ an dem Tatgeschehen zum Nachteil der Nebenklägerin 

beteiligt gewesen seien und auch er selbst das Tatopfer „geschlagen und getre-

ten“ habe. Hieran fehlt es.  

bb) Die tatgerichtliche Wertung, der Zeuge habe „weitestgehend konstant“ 

ausgesagt und nur hinsichtlich der Verwendung des Besenstiels „leichte Abwei-

chungen“ gezeigt, die letztlich gering und „durch Zeitablauf und verschiedene 

Vernehmungspersonen zu erklären“ seien, ist unter Berücksichtigung der in den 

schriftlichen Urteilsgründen dokumentierten früheren Angaben des Zeugen nicht 

nachvollziehbar.  

Seine in den Urteilsgründen wiedergegebenen Angaben zu dem längeren 

Tatgeschehen zum Nachteil der Nebenklägerin weichen auch hinsichtlich seiner 

Schilderungen zur Verwendung des Besenstiels zur Penetration deutlich vonei-

nander ab. Dem Zeugen R.        (Erzieher) gegenüber hat der Zeuge N.            

keine Angaben dazu gemacht, wer Besenstiel und Bierflasche in die Vagina des 

Tatopfers einführte. Gegenüber dem Vernehmungsbeamten KHK D.            gab 

er an, dass es die Zeugin P.           gewesen sei, die einen Besenstiel in die 
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Vagina der Geschädigten eingeführt habe; der Angeklagte habe sie dazu aufge-

fordert, „nachzuschieben“ (UA S. 71). Demgegenüber gab der Zeuge in seiner 

Vernehmung gegenüber KHKin S.         an, die Zeugin P.         habe den Besen-

stiel „vaginal eingeführt“ und der Angeklagte habe „nachgeschoben“ (UA S. 74). 

Vor dem Hintergrund dieser Ausführungen erschließt sich nicht, aufgrund wel-

cher Beweiserwägungen das Landgericht gleichwohl zu der Überzeugung ge-

langt ist, dass seine Angaben zum Einsatz des Besenstiels allein durch den An-

geklagten „weitestgehend konstant“ geblieben sind. Der pauschale Hinweis auf 

den Zeitablauf und die verschiedenen Vernehmungspersonen genügte insoweit 

nicht, um die tatgerichtlichen Überzeugungsbildung nachvollziehbar zu machen. 

b) Den Urteilsgründen kann schließlich auch unter Berücksichtigung ihres 

Zusammenhangs nicht entnommen werden, worauf die Überzeugung des Land-

gerichts beruht, dass der Angeklagte Bierflasche und Besenstiel „einige Zentime-

ter“ tief in die Vagina der Nebenklägerin einführte. 

Zwar muss das Tatgericht nicht für jede Feststellung einen Beweis erbrin-

gen. Da von der konkreten Art und Weise des Einsatzes der für sich genommen 

ungefährlichen Tatwerkzeuge die Verwirklichung des Qualifikationstatbestands 

des § 177 Abs. 8 Nr. 1 Alt. 2 StGB beruht (vgl. BGH, Urteile vom 9. Januar 2020 

– 5 StR 333/19 und vom 10. Oktober 2018 – 5 StR 179/18; Beschluss vom 

12. Dezember 2000 – 4 StR 464/00, BGHSt 46, 225, 229), war ein Beleg für 

diese für die Schuld- und Straffrage gleichermaßen zentrale Feststellung unent-

behrlich. Hieran fehlt es. 
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3. Der Senat vermag ein Beruhen des Urteils auf diesen Erörterungsmän-

geln nicht auszuschließen. Die Sache bedarf daher neuer Verhandlung und Ent-

scheidung. 

Sost-Scheible Bender Quentin 

 Bartel Rommel 

 

Vorinstanz: 

Dortmund, LG, 24.09.2019 ‒ 620 Js 529/18 31 KLs 95/18 
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